[liste-muensterland] BA-Verwaltungsrat: "Herausforderungen und Handlungsempfehlungen: Humanitäre Zuwanderer in Ausbildung und Arbeit bringen" 

Liebe Kolleg_innen,

der Verwaltungsrat der Bundesagentur für Arbeit hat am 24. April 2015 ein Positionspapier zum Thema "Herausforderungen und Handlungsempfehlungen: Humanitäre Zuwanderer in Ausbildung und Arbeit bringen" veröffentlicht.

In dem Papier stellt die BA unter anderem fest:
· Personen mit Gestattung und Duldung (ohne individuelles Arbeitsverbot) haben ab dem ersten Tag des Aufenthalts Anspruch auf Beratung. Ab der dreimonatigen Wartefrist besteht Anspruch auf Beratung und  Vermittlung sowie Zugang zu "zahlreichen arbeitsmarktpolitischen Förderinstrumenten"
· "Um mit allen ratsuchenden Asylsuchenden im erwerbsfähigen Alter in den Arbeitsagenturen ein ausführliches Erstgespräch führen zu können, besteht ein rechnerischer Bruttobedarf von 111 Jahreskräften."
· "Es gilt, neben den Flüchtlingen mit Bleiberechtsstatus, auch Personen, die absehbar auf längere Zeit in Deutschland bleiben, v.a. Asylbewerbern und Geduldete ohne Arbeitsverbot, ebenfalls ein Grundangebot der Deutschförderung (Integrationskurs und darauf aufbauend ESF-BAMF Programm, oder Länderangebote) zu unterbreiten. Werden diese sinnvollen und notwendigen Grundinvestitionen nicht getätigt, sind weitere Instrumente wie Förderung der beruflichen Weiterbildung zwecklos und es droht ein Vielfaches an Folgekosten, wenn die Integration in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft nicht gelingt."
· 
"Die zentralen flächendeckenden Fördermöglichkeiten  zum Erwerb von Deutschkenntnissen sind die Angebote des Bundes (Integrationskurse und ESF BAMF-Programm). Sie stehen jedoch aus rechtlichen Gründen (Integrationskurs) sowie aus finanziellen Gründen (ESF-BAMF-Programm) Asylbewerbern und Geduldeten nicht bzw. nicht ausreichend zur Verfügung. Hier bedarf es aus Sicht der BA eines quantitativen Ausbaus bzw. einer rechtlichen Erweiterung der Fördermöglichkeiten."
· "Ein gesicherter Aufenthalt sollte bundesweit während der gesamten Ausbildung und, nach erfolgreichem Abschluss, auch unmittelbar nach dem Abschluss über die Ausbildung hinaus rechtssicher, transparent und einheitlich garantiert werden."
· "Asylbewerbern mit hoher Bleibeperspektive und Geduldeten ohne Arbeitsverbot sollte auch die Teilnahme an ausbildungsbegleitenden Hilfen ermöglicht werden. Für junge Asylsuchende, die bereits einen Ausbildungsplatz gefunden haben, kann grundsätzlich von einer hohen Bleiberechtsperspektive - zumindest für die Dauer der Ausbildung - ausgegangen werden. Sie sind entsprechend förderfähig. Es sollten Möglichkeiten geprüft werden, die erst für 2016 vorgesehenen, bereits beschlossenen Erleichterungen bei der Ausbildungsförderung vorzuziehen."
Interessant ist auch folgender Punkt:
"Wenn ein Asylbewerber voraussichtlich keinen Schutz in Deutschland bekommt, aber als Fachkraft identifiziert wurde, könnte ein "Spurwechsel", der zu einem Aufenthalt nach Beschäftigungsverordnung (etwa Blaue Karte oder Fachkraft in einem Mangelberuf) bzw. nach § 18c Aufenthaltsgesetz (Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche für qualifizierte Fachkräfte) führt, geprüft werden. Die Lage änderte sich von einem unsicheren zu einem sicheren Aufenthaltstitel. Damit entfiele zum einen die Sorge, ins Herkunftsland abgeschoben zu werden, zum anderen könnte ein eigenständiges Leben mit eigener Wohnung und eigenem Einkommen begonnen und so auch die gesellschaftliche Integration vorangetrieben werden. Zudem könnten auch Arbeitgeber langfristig und abgesichert mit der Person planen. 
Grundsätzlich bietet das Aufenthaltsgesetz (§10) den Ausländerbehörden Ermessensspielräume. Danach kann bei Personen, die sich noch im Asylverfahren befinden - nicht aber für Geduldete - schon in Deutschland ein Umstellen vom humanitären auf den arbeitsmarktlichen Aufenthaltsstatus erfolgen. Diese Ermessensspielräume werden gegenwärtig aber faktisch nicht genutzt. Vielmehr wird der Flüchtling bisher in der Regel gezwungen, in sein Herkunftsland zurückzukehren und dort noch einmal ein Arbeitsvisum zu beantragen. Dies überfordert viele Asylbewerber finanziell und entspricht nicht dem Gedanken einer Willkommenskultur. "  
Leider ist diese Annahme der BA nicht richtig. Durch die Sperren des § 10 Abs. 1 und 10 Abs. 3 AufenthG besteht prinzipiell weder für Personen im Asylverfahren, noch für Personen, deren Antrag abgelehnt wurde oder die ihn zurückgenommen haben, die Möglichkeit eines "Päckchenwechsels" aus dem Asylverfahren oder der Duldung in den Arbeitsaufenthalt. Die einzige Möglichkeit, aus dem gestatteten Aufenthalt in den Arbeitsaufenthlat zu wechseln, besteht unter der Bedingung einer "Zustimmung der obersten Landesbehörde und nur dann (...) , wenn wichtige Interessen der Bundesrepublik Deutschland es erfordern." (§ 10 Abs. 1 AufenthG).
Die BA schreibt auch: " 

Rechtliche Willkommenskultur
Der politische Wille, Asylbewerber, Kontingentflüchtlinge und Geduldete schneller in den Arbeitsmarkt zu integrieren, ist in einigen Gesetzesinitiativen sichtbar geworden (s. Anlage 3). Damit ist ein deutliches Zeichen gesetzt worden, die Potenziale für den Fachkräftebedarf in Deutschland nutzen zu wollen und bisherige rechtliche Regelungen zu vereinfachen."

Das Land Bayern versucht gegenwärtig, diese "rechtliche Willkommenskultur" auf dem Erlassweg zu konterkarieren: Bayern schreibt den Ausländerbehörden vor, in vielen Fällen pauschale Arbeitsverbote für Geduldete zu verhängen.
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